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BONNER BÜHNE:

Hymnische Erfolge
Seltsame Koalitionsgerüchte gehen um.

Zuerst hieß es, in Rheinland-Pfalz hätten
Gespräche über eine CDU/FDP-Koali-
tion stattgefunden. Die FDP dementierte
erbittert. Eine solche Koalition hätte in
der Tat dem liberalen Grundsatz wider-
sprochen, kein Regierungsbündnis mit ei-
ner Partei einzugehen, die über die abso-
lute Mehrheit verfügt.

Auch ein zweites Gerücht, der desi-
gnierte hessische Landesvorsitzende der
Freien Demokraten erwäge, der CDU
eine Koalition anzutragen, falls sie Kiep
statt Dregger präsentiere, wird in der
FDP als bewußter Versuch der Desorien-
tierung gewertet.

Fast noch mehr ärgert die Liberalen das
Anerbieten aus Unionskreisen, das Amt
des Bundespräsidenten in den Koalitions-
handel einzubeziehen. Mit solchen „krum-
men Touren", so erklären FDP-Politiker,
schade die Union sich selbst.

Im übrigen scheint gegenwärtig in der
FDP wenig Neigung zu bestehen, mit der
Union zu kungeln. Bundesgeschäftsführer
Verbeugen: „Wir reißen doch nicht mit
dem Hintern ein, was wir mit den Hän-
den mühsam wieder aufgebaut haben."

Trotz donnernder Polemik gibt es im
Parlament noch einige Gemeinsamkeiten.
So hat jetzt eine Kommission der Regie-
rungsfraktionen sich darüber Gedanken
gemacht, wie das künftige parlamentari-
sche Kontrollgremium für die Geheim-
dienste rechtlich verankert und personell
bestückt werden soll. Es soll auf jeden
Fall keinerlei Vermischung mit exekuti-
ven Befugnissen geben (wie bei der G-10-
Kommission), und dem Gremium soll ein
kleiner Kreis von Spitzenpolitikern ange-
hören. Bei der Union heißt es, darüber
könne man miteinander reden.

Weniger erfolreich nimmt sich der zu-
nächst von dem FDP-Politiker Hoppe be-
gonnene Versuch aus, eine gemeinsame
Resolution des Bundestages für das Bel-
grader KSZE-Folgetreffen zu verabschie-
den. Das Unternehmen scheint bei der
Opposition auf wenig Gegenliebe zu sto-
ßen. Ein CDU-Politiker bemängelt: „Der
Koalitionsentwurf ist scheinbar harmlos-
elegant, aber unter dieser Verpackung
stecken für uns unannehmbare Positio-
nen."

Der _ CDU-Abgeordnete Wilfried
Böhm, ein später, aber verbissener Streiter
für^das Deutschlandlied, kann einen Er-
folg vermelden: Das Zweite Deutsche
Fernsehen will an vier Abenden im Jahr
zum Abschluß seines Programms die Na-
tionalhymne senden, am 1. Januar, am
23. Mai (Verfassungstag), am 17. Juni (Tag
der Deutschen Einheit) und am Volks-
trauertag.

_ Zufrieden freilich ist Böhm damit
nicht: ZDF und ARD sollten, so meint
er, alle Tage das Programm mit der Na-

tionalhymne abschließen. Es gebe da
immerhin einige gute Beispiele: Deutsch-
landfunk, Bayerischer Rundfunk und
einzelne Programme des Westdeutschen,
Saarländischen und Hessischen Rund-
funks.

Die Nationalhymne gibt es in der
Bundesrepublik seit 25 Jahren. Ihre
Wiedereinführung hatte eine lange Vor-
geschichte. Zuerst gab es Ersatzhymnen:
„Freude, schöner Götterfunken", und
„Ich hab mich ergeben". Nicht selten
wurde auch das Deutschlandlied gesun-
gen, die erste oder die dritte Strophe,
manchmal auch alle beide. Bundespräsi-
dent Heuss versuchte vergeblich, eine
neue Hymne einzuführen. Am Ende ent-
sprach Heuss dem Wunsch Adenauers
und erklärte die dritte Strophe des
Deutschlandliedes zur Nationalhymne.

Der Streit hat sich inzwischen ver-
flüchtigt, geblieben aber ist die man-
gelnde Kenntnis der dritten Strophe.
Böhm konstatiert: „Das Gemurmel ist
peinlich, durch das sogar bei politischen
Veranstaltungen deutlich wird, wie man-
gelhaft die Kenntnis vom Text unserer
Nationalhymne ist."

* '
Das Gesetz über die Rechtsstellung

der Abgeordneten (Diätengesetz) beginnt
sich auszuwirken. Während einige Ab-
geordnete betrübt feststellen, daß ihr
Einkommen gesunken ist, darf die Mehr-
heit der Parlamentarier sich am Zuge-
winn erfreuen.

Freilich, auch die Partei möchte ihr
Teil. Nicht nur, daß der Fraktionsbei-
trag in der SPD kürzlich auf 500 Mark
erhöht wurde. Auch manche SPD-Unter-
gliederungen, Ortsverbände und Kreis-
verbände verlangen jetzt mehr von ihren
Abgeordneten. Praktizierte Solidarität
oder Parteienfinanzierung über das Ab-
geordnetengehalt?

Alle Versuche der SPD, eine bundes-
einheitliche Regelung für die Schröpfung
ihrer Abgeordneten zu finden, sind bis-
her gescheitert. Nicht zuletzt deshalb,
weil in finanz- und mitgliederschwachen
Gegenden die Anzapfung des Abgeord-
neten die einzige Möglichkeit ist, die
Organisation einigermaßen in Gang zu
halten. So kommt es, daß die Abgaben
der Abgeordnelen bis zu 800 Mark dif-
ferieren.

Nicht zufällig fiel einem Sozialdemo-
kraten dieser Tage eine Szene ein, die
schon viele Jahre zurückliegt, aber nur
wenig von ihrem Symbolwert eingebüßt
hat. -Der damalige Bundestagspräsident
Gerstenmaier hatte die Fraktionsge-
schäftsführer gefragt, wie hoch denn der
Beitrag in den verschiedenen Fraktionen
sei. Als er die Zahlen aus der SPD hörte,
kleidete er sein Erstaunen in die denk-
würdigen Worte: „Und diese Partei hat
100 Jahre gegen die Ausbeutung ge-
kämpft!" Rolf2undel.

In Italien weitet sich die politische Gewalttätigkeit aus: In Mailand "demonstrierte" ein Maskierter mit der Pistole im Anschlag

Holland: Geiseldramen im Wahlkampf
Die niederländischen Parlamentswah-
len vom 25. Mai standen im Schatten
eines doppelten Terroranschlages: Am
Montag hatten südmolukkische Extre-
misten einen Schnellzug mit 60 Passa-
gieren und eine Schule mit 105 Kin-
dern in ihre Gewalt gebracht.

D ie beiden Geiseldramen wurden nur
wenige Kilometer voneinander ent-

fernt in der Nordprovinz Drenthe insze-
niert. Hier — in der Nähe der Stadt
Groningen — siedelt ein Großteil von
insgesamt 36 000 Molukkern in einem
politischen Niemandsland: Der eigene
Staat im indonesischen Inselreich bleibt
ihnen verwehrt, doch gleichzeitig sträu-
ben sie sich gegen die Integration in die
holländische Gesellschaft. In der Nord-
provinz liegt auch das Städtchen Beilen,
das im Dezember 1975 Schauplatz eines
fast identischen Terroranschlages war.
Damals hatte ein Trupp bewaffneter
Südmolukker einen Zug gekapert und
bis zu 60 Geiseln zwölf Tage lang fest-

f shalten. Kaltblütig erschossen die sieben
ugpiraten zwei ihrer Opfer; sie wurden

dafür im März 1976 zu je vierzehn Jah-
ren Gefängnis verurteilt.

Hauptziel der, jüngsten Terroraktion
war die Freilassung von insgesamt 21
molukkischen Häftlingen, unter ihnen

auch eine Gruppe, die 1974 wegen der
geplanten Entführung von Königin Ju-
liana verurteilt worden war. Anschlie-
ßend sollen die Freigelassenen per Flug-
zeug außer Landes gebracht werden.

Dahinter steht jedoch ein altes politi-
sches Ziel: Wie 1975 soll das Geiseldrama
die Aufmerksamkeit der Welt auf das seit
fast 30 Jahren schwelende Nationali-

, täten-Problem der Südmolukker lenken.
Das Problem entstand im Jahre 1949,
als die Holländer Indonesien nach einem
blutigen Kolonialkrieg in die Unabhän-
gigkeit entließen.'

Die Südmolukker (auch Ambonesen
genannt) hatten den Hauptteil der nie-
derländischen Kolonialarmee gestellt.
1950 riefen sie auf der Insel Ambon die
Unabhängigkeit aus. Doch die „Repu-
blik Maluku Selatan" blieb ein Traum:
Kurz darauf besetzten die indonesischen
Nationalisten die südmolukkischen In-
seln. Mit der Proklamienng eines straff
gelenkten Zentralstaates zerschlug der
siegreiche Nationalistenführer Sukarno
alle. Unabhängigkeitshoffnungen der
Südmolukker. Die Ambonesen gerieten
in die Gefahr, als Abtrünnige und Ver-
räter verfolgt zu werden.

Der Regierung in Den Haag blieb
nichts anderes übrig, als den königstreuen
farbigen Soldaten „vorübergehendes"

Asyl in Holland zu gewähren. Im Früh-
jahr 1951 übersiedelten rund 4000 süd-
molukkische Kolonialkrieger mit etwa
9000 Familienangehörigen ins niederlän-
dische „Mutterland". Hier leben sie und
ihre Nachkommen immer noch in Lagern
und Slums und träumen von ihrer unab-
hängigen Republik.

1975 griffen die radikalisierten Nach-
fahren der Kolonialsoldaten zur Waffe,
um die Regierung in Den Haag zu zwin-
gen, bei den Vereinten Nationen und in
Djakarta zugunsten der staatlichen Un-
abhängigkeit für rund 1,5 Millionen Süd-
molukker zu intervenieren. Eine andere
Gruppe, .die „Einheitsbewegung" unter
der Führung des Pfarrers Metiary, hat
im letzten Jahr einen noch abenteuer-
licheren Kurs eingeschlagen. Laut gehei-
men Dokumenten, die in der Zeitschrift
De nieuwe Revtt veröffentlicht wurden,
hat sich Metiary 1976 dreimal mit Ver-
tretern Vietnarqs in Paris getroffen.
Vietnam soll die Anerkennung einer süd-
molukkischen Republik sowie „materielle
und politische Hilfe" versprochen haben.
Als Gegenleistung forderte Vietnam die
Errichtung eines von Ost und West un-
abhängigen „sozialistischen" Staates nach.
Hanoier Vorbild, um — wie es heißt —
den amerikanischen Ring zu durch-
brechen, der Japan, Indonesien und die
Philipinen umfaßt. Josef Joffe

Namen und Nachrichten

Abrüstungs-Demonstrationen
Mehrere zehntausend Menschen ha-

ben am Wochenende an Demonstra-
tionen unter dem Motto „Beendet das
Wettrüsten" teilgenommen. Obwohl:
die SPD-Führung wegen des starken
kommunistischen Einflusses in dem
„Komitee für Frieden, Abrüstung und
Zusammenarbeit" ihren Mitgliedern
Sanktionen angedroht hatte, waren
unter den Demonstranten viele, meist
junge Sozialdemokraten. Einige hat-
ten sich maskiert und verkündeten auf
Plakaten: „Der Partei vorstand hat
das Sagen, drum müssen wir Kapuzen
tragen."

Deutsche Hilfe bei Uran-Aktion?
Die Regierung der Bundesrepublik

hat Israel 1968 angeblich geholfen,
200 Tonnen Uranerz „verschwinden"
zu lassen. Dies berichtet das amerika-
nische Nachrichtenmagazin Time. Das
Schiff „Scheersberg" habe damals
wahrscheinlich dem israelischen Ge-
heimdienst Mossad gehört. Seine
Uranfracht sei nicht entführt, sondern
mit Hilfe einer deutschen Firma an
Israel verkauft worden. Das Uran soll
in den israelischen Kernreaktor Di-
mona in der Negev-Wüste transpor-
tiert worden sein. Ein damaliger Ein-
käufer der deutschen Firma Asmara-
Chemie habe kürzlich der Time er-
klärt, er könne keinen Kommentar zu
dem Urangeschäft abgeben, da „Ge-
heimdienste" beteiligt gewesen seien.
Die Aktion sei mit Hilfe der Bun-
desrepublik verschleiert worden, da
ein offener Uran-Kauf durch Israel,
so meint Time, die Sowjetunion hätte
veranlassen können, den arabischen
Staaten Kernwaffen zu liefern. —
Bonn hat diese Behauptungen demen-
tiert.

Neues vom Atom
Australien wird weiterhin Uran ex-

portieren; es besitzt etwa ein Fünftel
der bekannten Weltreserven. Der Lie-
ferstopp wird aufgehoben, die Sicher-
heitsmaßnahmen für Abbau und
Transport werden verschärft. —
Staatssekretär Bölling erklärte, der
Bundesregierung liege kein offi-
zielles Angebot des Schahs vor, über
die Einlagerung deutschen Atommülls
in Persien zu sprechen. Obwohl Per-
sien nicht erdbebensicher ist, hatte der
Schah in einem Zeitungsgespräch eine
entsprechende Bereitschaft angedeu-
tet. — Indien hat versprochen, keine
geheimen Atomtests durchzuführen.
Neue Tests sollen, falls überhaupt nö-
tig, friedlichen Zwecken dienen und
Beobachtern zugänglich sein. — Die
USA wollen Brennstoff-Kreisläufe
erforschen, die wirtschaftlich vertret-
bar und technisch möglich sind, aber
kein Bomben-Plutonium erzeugen.
Eine Alternative bietet ein^Thorium-
Kreislauf.

Wahlkampf terror in Spanien
In Spanien hat am Dienstag offiziell
der Wahlkampf begonnen. Jeder dritte
der 23 Millionen Wahlberechtigten
weiß noch nicht, welcher der 194 Par-
teien er am 15. Juni seine Stimme ge-
ben soll.

D er Auftakt wurde überschattet durch
neue Gewalttaten im Baskenland.

Nach acht Tagen Generalstreik und Pro-
testdemonstrationen für eine totale Am-
nestie aller baskischen Gefangenen schien
Mitte voriger Woche wieder Ruhe ein-
gekehrt. Dann erschossen zwei ETA-
Terroristen in San Sebastian einen Poli-
zisten, und am Freitag entführten' ETA-
Mitglieder den Industriellen und' Ex-
Bürgermeister von Bilbao, Javier Ybar-
ra. Die Geiselnahme soll die Freilassung
aller 27 noch inhaftierten Basken — die
pauschal als politische Gefangene bezeich-
net werden, von denen einige aber we-
gen Mordes verurteilt sind — bis zum
Wodienbeginn erzwingen.

Madrid kann diesen Forderungen, mit
Blick auf die zu erwartende Empörung
der Rechten, nicht bedingungslos entspre-
chen. Fünf ursprünglich zum Tode »ver-
urteilte, dann zu lebenslanger Haft be-
gnadigte Basken würden über das Wo-
chenende nach Belgien ausgeflogen. Wei-
teren 18 Häftlingen wurde freigestellt,
ihre Gefängni&r in eine Verbannungs-

strafe umwandeln zu lassen. Ob dem
harten Kern der baskischen Separatisten
dieses Entgegenkommen genügt, bleibt
fraglich: Eine Minderheit, die nicht mehr
nur Autonomie fordert, sondern auf der
Sezession besteht, hat einen Wahlboykott
beschlossen und die „Fortsetzung des be-
waffneten Kampfes" proklamiert.

Auch ohne das baskische Problem ver-
spricht es ein heißer Wahlkampf zu wer-
den. Die „Union des ̂ demokratischen
Zentrums" von Ministerpräsident Sudrez
(nach letzten Umfragen mit 20,1 Prozent
an der Spitze) ist vom Ex-Außenminister
Areilza hart attackiert worden. Sie sei
nichts als der Versuch, dem Franquismus
eine demokratische Legitimation zu ge-
ben und damit eine verfassunggebende
Mehrheit von Christdemokraten, Sozia-
listen und Liberalen zu unterlaufen.

Der rechtsgerichtete Wahlblock „Volks-
allianz" unter Fraga Iribarne hat an Po-
pularität verloren und liegt zur Zeit
noch hinter den Kommunisten, die sich
wiederum darüber beschweren, daß ihre
Werber und Plakatkleber von Rechts-
extremisten beschossen und verprügelt
werden. Unverändert in der Wählergunst
hat sich die Sozialistische Arbeiterpartei
Spaniens (PSOE) unter Felipe Gonzalez
gehalten. Sie könnte um 15 Prozent er-
ringen, -bl

Keine US-Entschädigung
Zwölf Milliarden Mark Kriegsent-
schädigung hat Präsident Nixon An-
fang 1973 dejtn kommunistischen
Vietnam versprochen. An diese Ge-
heimzusage, die erst jetzt publik
wurde, fühlt sich Washington jedoch
nicht mehr gebunden.

N achdem die Regierung in Hanoi
die Geheimhaltung durchbrochen

hatte, zögerte auch das State Depart-
ment nicht mehr, den Wortlaut eines
Briefes zu bestätigen, dessen Existenz sei-
nerzeit Nixon und Außenminister Ro-
gers vor dem Kongreß geleugnet hatten.
Abgesandt wurde das von Sicherheits-
berater Henry Kissinger entworfene
Schreiben am 1. Februar 1973, vier Tage
nach der Unterzeichnung des Pariser
Waffenstillstandsabkommens für Viet-
nam.

Bereits in Artikel 21 des Abkommens
hatten sich die Vereinigten Staaten ver*-
pflichtet, -„ihren Beitrag zur Heilung der
Wunden des Krieges und zum Wieder-
aufbau der Demokratischen Republik
Vietnam sowie ganz Indochinas" zu lei-
sten. Nixon präzisierte diese Zusage: bin-
nen fünf Jahren 3,25 Milliarden Dollar
für den Wiederaufbau, zusätzlich für 1,5
Milliarden Dollar Lebensmittel und an-
dere Hilfsgüter. Die Hilfe sollte „ohne
politische Vorbedingungen" geleistet
werden.

Dem Kongreß hatte der Präsident die
Höhe seines Angebots wshlweislich ver-
schwiegen, denn nicht einmal die 2,5 Mil-
liarden, von denen damals inoffiziell die
Rede war, hätte der Präsident bewilligt
bekommen. Offensichtlidi war das An-
gebot von ähnlicher Qualität wie die
gleichzeitige, ebenfalls geheime Zusage
an die südvietnamesische Regierung,
Amerika werde bei einer erneuten kom-
munistischen Offensive mit aller Härte
zurückschlagen.

Der Ausgang des Krieges zwei Jahre
später ist bekannt. Da nach amtlicher
Geschichtsdeutung in Washington der
Waffenstillstand einseitig von den Kom-
munisten gebrochen wurde, fühlten sich
Nixon und Kissinger von jeglicher mora-
lischen oder rechtlichen Verpflichtung
frei. Präsident Carter denkt ebenso.

Die Regierung in Hanoi freilich pocht
auf das Angebot, da Washington seiner-
seits auf der Erfüllung des Artikels 8 auf
dem Waffenstillstand besteht (Informa-
tion über vermißte Soldaten). Selbst
wenn Präsident Carter doch noch Repa-
rationen zahlen wollte, sind ihm die
Hände gebunden. Der Kongreß hat näm-
lich allen Staaten Indochinas amerikani-
sche Hilfe verweigert. Dem State Depart-
ment wurde überdies untersagt, mit Ha-
noi über eine Wiederaufbauhilfe zu ver-
handeln. K.-HJ.

Keine neuen Gesetze
Der Initiativantrag der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag, die Überwa-
chung der Verteidigergespräche mit
inhaftierten Terroristen zu ermög-
lichen, hat anscheinend keine Chance
mehr, Gesetz zu werden.

D ie Freien Demokraten hatten das
Verlangen von Anbeginn zurück-

gewiesen, weil eine richterliche Über-
wachung das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Anwalt und Mandant zerstöre und
darauf hinauslaufe, daß Beschuldigte in
Terrpristenprozessen überhaupt nicht
mehr ordnungsgemäß verteidigt werden
könnten.

Inzwischen hat sich auch die Mehrheit
der SPD-Fraktion nach intensiver Bera-
tung und Anhörung von Sachverständi-
gen dem Votum des Koalitionspartners
angeschlossen. Ein Fraktionssprecher er-
klärte: „Von keinem Praktiker wurde
die Forderung nach neuen Gesetzen ge-
stellt."

Dennoch wird es voraussichtlich einige
Gesetzesänderungen aus Anlaß der Er-
mordung des Generalbundesanwalts Bu-
back und seiner Begleiter geben: Konspi-
rationsverdächtige Verteidiger sollen
künftig mit dem Ausschluß aus einem
Verfahren automatisch auch von der Ver-
teidigung oder Vertretung von Mandan-
ten in jedem anderen Terroristenver-
fahren ausgeschlossen sein. Bisher gilt dies

nur, wenn das andere Verfahren im, Zeit-
punkt des Ausschlusses bereits eingeleitet
war. Deshalb konnte Rechtsanwalt
Croissant trotz seines Ausschlusses aus
dem Stuttgarter Baader-Meinhoff-Pro-
zeß die Verteidigung eines der Stock-
holm-Attentäter in Düsseldorf über-
nehmen.

Im Bundesjustizministerium gibt es
überdies Pläne, die Konsequenzen aus
einem Verteidigerausschluß nicht mehr
über das vorläufige Berufs- oder Vertre-
tungsverbot zu ziehen, das von einem mit
Rechtsanwälten besetzten Ehrengericht
verhängt werden muß. Vielmehr soll der
Generalbundesanwalt oder die örtlich zu-
ständige Staatsanwaltschaft in Zukunft
gehalten sein, innerhalb einer bestimmten
Frist vom Zeitpunkt des Ausschlusses an
gegen den betroffenen Verteidiger An-
klage wegen des Vorwurfs zu erheben,
er habe durch seine Tätigkeit die Fort-
setzung einer kriminellen Vereinigung
aus der Haftzelle heraus unterstützt.

Eine solche Regelung wäre zweifellos
dem Prinzip des fair trial und damit dem
Verfassungsgrundsatz der Rechtsstaat-
lichkeit am nächsten: Dem ausgeschlosse-
nen Verteidiger muß nachgewiesen wer-
den, daß er sich strafbar gemacht hat.
Gelingt dieser Nachweis nicht, ist er zu
rehabilitieren. Dauernde Sanktionen auf
Grund eines bloßen Verdachts sind un-
erträglich. H. Scb.
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